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596. Verordnung: Risikohinweisverordnung 
 

596. Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde zur Durchführung des Immobilien-
Investmentfondsgesetzes betreffend den Risikohinweis (Risikohinweisverordnung) 

Auf Grund von § 7 Abs. 1 des Immobilien-Investmentfondsgesetzes � ImmoInvFG, BGBl. I 
Nr. 80/2003, wird verordnet: 

§ 1. Der Prospekt gemäß § 7 ImmoInvFG hat einen allgemeinen Hinweis auf den Charakter der Ver-
anlagung sowie auf die damit verbundenen Risiken zu enthalten. In diesen Hinweis ist folgender Mindest-
inhalt gut sichtbar aufzunehmen: 

�Anteilscheine an österreichischen Immobilienfonds sind Wertpapiere, die Rechte der Anteilinhaber 
an den Vermögenswerten des Immobilienfonds verbriefen. Immobilienfonds investieren die ihnen von 
den Anteilinhabern zufließenden Gelder nach dem Grundsatz der Risikomischung insbesondere in 
Grundstücke, Gebäude und eigene Bauprojekte und halten daneben liquide Finanzanlagen (Liquiditätsan-
lagen) wie z.B. Wertpapiere und Bankguthaben. Die Liquiditätsanlagen dienen dazu, die anstehenden 
Zahlungsverpflichtungen des Immobilienfonds (beispielsweise auf Grund des Erwerbs von Liegenschaf-
ten) sowie Rücknahmen von Anteilscheinen zu gewährleisten. 

Der Ertrag von Immobilienfonds setzt sich aus den jährlichen Ausschüttungen (sofern es sich um 
ausschüttende und nicht thesaurierende Fonds handelt) und der Entwicklung des errechneten Wertes des 
Fonds zusammen und kann im Vorhinein nicht festgelegt werden. Die Wertentwicklung von Immobilien-
fonds ist von der in den Fondsbestimmungen festgelegten Anlagepolitik, der Marktentwicklung, den 
einzelnen im Fonds gehaltenen Immobilien und den sonstigen Vermögensbestandteilen des Fonds (Wert-
papiere, Bankguthaben) abhängig. Die historische Wertentwicklung eines Immobilienfonds ist kein Indiz 
für dessen zukünftige Wertentwicklung. Immobilienfonds sind einem Ertragsrisiko durch mögliche Leer-
stände der Objekte ausgesetzt. Probleme der Erstvermietung können sich vor allem dann ergeben, wenn 
der Immobilienfonds eigene Bauprojekte durchführt. Leerstände können entsprechend negative Auswir-
kungen auf den Wert des Immobilienfonds haben und auch zu Ausschüttungskürzungen führen. Die Ver-
anlagung in Immobilienfonds kann auch zu einer Verringerung des eingesetzten Kapitals führen. 

Immobilienfonds legen liquide Anlagemittel neben Bankguthaben auch in anderen Anlageformen, 
insbesondere verzinslichen Wertpapieren, an. Diese Teile des Fondsvermögens unterliegen dann den 
speziellen Risiken, die für die gewählte Anlageform gelten. Wenn Immobilienfonds in Auslandsprojekte 
außerhalb des Euro-Währungsraumes investieren, ist der Anteilinhaber zusätzlich Währungsrisiken aus-
gesetzt, da der Verkehrs- und Ertragswert eines solchen Auslandsobjekts bei jeder Berechnung des Aus-
gabe- bzw. Rücknahmepreises für die Anteilscheine in Euro umgerechnet wird. 

Anteilscheine können normalerweise jederzeit zum Rücknahmepreis zurückgegeben werden. Zu be-
achten ist, dass bei Immobilienfonds die Rücknahme von Anteilscheinen Beschränkungen unterliegen 
kann. Bei außergewöhnlichen Umständen kann die Rücknahme bis zum Verkauf von Vermögenswerten 
des Immobilienfonds und Eingang des Verwertungserlöses vorübergehend ausgesetzt werden. Die Fonds-
bestimmungen können insbesondere vorsehen, dass nach größeren Rückgaben von Anteilscheinen die 
Rücknahme auch für einen längeren Zeitraum von bis zu zwei Jahren ausgesetzt werden kann. In einem 
solchen Fall ist eine Auszahlung des Rücknahmepreises während dieses Zeitraums nicht möglich. Immo-
bilienfonds sind typischerweise als langfristige Anlageprodukte einzustufen.� 
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